
LESERBRIEFE

Trennung von Kirche und Staat
Es wird fleissig debattiert,

ob die Minarette gebaut oder
nicht gebaut werden sollen. Wie
muss man jetzt abstimmen, ja
oder nein? Ich war lange un-
schlüssig, ob in mir der Liberale
oder mein Bauchgefühl ent-
scheiden soll, für einmal sind
diese «Entscheidungsträger»
nicht im Gleichgewicht. Die
Trennung von Kirche und Staat
ist juristisch gesehen gegeben.
Jeder weiss, dass dies in der Rea-
lität nicht der Fall ist. Einige Bei-
spiele: Jedes Gelöbnis beginnt
mit «Ich gelobe im Namen Got-
tes, des Allmächtigen». Religi-
onsunterricht in der Schule, ein
Gotteskreuz im Klassenzimmer,
am 1. August gibt es einen Got-
tesdienst. Unsere ganze Kultur,
unser System beruht ursprüng-
lich auf dem Christentum.
Hören wir auf die Ängste und
Stimmen des einheimischen
Volkes. Ich bin bestimmt nicht
gegen den islamischen Glauben,
aber es braucht hier keine Mina-
rette, um diesen Glauben auszu-
leben. Etliche Freunde mit isla-
mischem Glauben haben mir
dies bestätigt und unterstützen
diese Meinung ganz klar. Und
im Übrigen, Zonenplan und
Bauvorschriften sind oft schnell
geändert.

PHILIPPE ARNET,  BIBERIST

Ein «Ja» für die Religionsfrei-
heit!

Muslime geniessen in der
Schweiz umfassende Glaubens-
freiheit. Sunniten, Schiiten, ja
sogar die in islamischen Län-
dern verbotenen und verfolgten
Achamdinedadsekte können
ihren Glauben unter der verfas-
sungsmässig garantierten Glau-
bens- und Meinungsfreiheit le-
ben. Dafür sind uns sehr viele
Muslime dankbar. Ein Verbot
von Minaretten tangiert diese
Freiheit in keiner Weise, im Ge-
genteil. Gerade die unterschied-
lichen Ausrichtungen innerhalb
des Islams und der oft grauen-
hafte Terror unter den verschie-
denen Richtungen haben da-

durch in der Schweiz keinen
Nährboden. Alle Glaubensrich-
tungen müssen akzeptieren,
dass in der Schweiz die Grund-
werte der Verfassung für alle gel-
ten. Es kann aber nicht angehen,
dass wir Kruzifixe aus dem öf-
fentlichen Raum verbannen
(Bundesgerichtsurteil 116 IA
252) und das akzeptieren, aber
beim Verbot von Minaretten von
einer Einschränkung der Glau-
bensfreiheit sprechen. Nur ein
Ja zur Initiative gegen den Bau
von Minaretten kann das bis
heute gewaltfreie Zusammenle-
ben vieler Ansichten in der
Schweiz gewährleisten.

«Minarette sind nicht zwin-
gend». Diese Aussage machte
Farhad Afshar, Präsident der is-
lamischen Organisationen in
der Schweiz. Viele Moscheen,
wie zum Beispiel der berühmte
Felsendom in Jerusalem, haben
kein Minarett.  Ein verfassungs-
mässiges Verbot von Minaretten
zeigt, dass wir in der Schweiz
das friedliche Zusammenle-
ben vieler Glaubensrichtungen
höher einschätzen als die ewige
Zwängerei einer Forderung, die
in keinem Zusammenhang mit
der Religionsfreiheit steht.  

ADRIAN ROTH, DEITINGEN

Der Umgang mit Ängsten
Ängste sind da, um den Men-

schen vor Gefahren zu schützen.
Sie schützen ihn am Abgrund
stehend vor dem letzten Schritt;
sie helfen ihm, sich selbst zu
schützen. Kleine Kinder haben
Angst vor grossen Hunden, und
Erwachsene haben Angst, in ein
Gewässer zu springen, von dem
sie den Grund nicht sehen kön-
nen. Angst haben auch viele
Leute vor der schleichenden Isla-
misierung im Abendland. Schon
einmal wurde in Österreich und
in Spanien die Bedrohung abge-
wendet. Wie es in islamischen
Ländern zu und her geht, ist uns
dank Fernsehen und Internet
heute besser bekannt als dazu-
mal. Vor Jahrhunderten brauch-
te eine Nachricht Monate oder
Jahre, um hier anzukommen.

Ob das nur zum Guten ist, sei da-
hingestellt. Es mag auch sein,
dass Unkenntnis und diffuse
Ängste (da sind sie wieder) dazu
Anlass geben, eine Initiative zu
starten, welche den Bau von Mi-
naretten verbieten will. Für
mich jedenfalls vermitteln die
Minarette den Eindruck, dass
der Claim abgesteckt wird, wie
einst im Wilden Westen die
Grundstücke markiert wurden.
Und das lässt mich erschauern.
Es ist die Inbesitznahme des Lan-
des. Hier bin ich, hier bleib ich,
hier hab ich das Sagen. Egal wie
die Vorbehalte zum Islam zu-
stande kommen, man muss sie
ernst nehmen.

PETER CHRIST,  RÜTTENEN

Durch Europas Hintertüre
Der Minarettbau als solcher

hat mit der Ausübung der Reli-
gionsfreiheit nichts zu tun. Das
Nichtvorhandensein eines Mi-
naretts schränkt die Durch-
führung des Gottesdienstes in
der Moschee in keiner Weise ein.
Die Muslime in unserem Land
dürften eigentlich zufrieden
sein mit dem Entgegenkom-
men, das ihnen in unserem
Land geboten wird bei der Aus-
übung ihrer Gottesdienste.

Ich finde es aber eine Zumu-
tung sondergleichen, dass bei
uns die christlichen Symbole
aus den Schulzimmern entfernt
werden sollen, wenn auch mus-
limische Kinder in diesen Schul-
räumen unterrichtet werden.
Ich war als junger Mann beruf-
lich in verschiedenen muslimi-
schen Ländern tätig und habe
von dort lebenden Christen er-
fahren, wie brutal gegen alles
vorgegangen wird, was nicht
muslimisch ist. Dieser Trend hat
sich bis in die heutige Zeit ex-
trem verstärkt. Dies wiederum
haben wir uns selber zuzu-
schreiben, weil wir in unserem
Land nicht mehr bereit sind, für
unseren Glauben und alle tradi-
tionellen Werte einzustehen.
Das fängt schon bei der Familie
an: Wie mancher Vater ist denn
noch bereit, seine Tochter oder

seinen Sohn in den Unterwei-
sungsgottesdienst zu begleiten?
Die Prioritäten werden da meist
ganz anders gesetzt. Durch die-
ses passive Verhalten wird in
nicht allzu ferner Zukunft unse-
re Kultur und Zivilisation lang-
sam, aber sicher verdrängt wer-
den, nicht nur bei uns, sondern
in ganz Europa. Schauen wir
doch einmal in die Vergangen-
heit: Was den Mauren nach der
Eroberung Spaniens in Mittel-
frankreich und den Türken vor
den Toren Wiens nicht gelun-
gen ist, das gelingt nun in klei-
nen Schritten klammheimlich
durch die Hintertür Europas,
unter wesentlicher Inan-
spruchnahme unserer Sozialsys-
teme!

Das ganze Problem wäre
doch leicht zu lösen. Warum
werden mit  den muslimischen
Ländern nicht zwischenstaatli-
che Vereinbarungen getroffen
in dem Sinne, dass solche Bau-
vorhaben ausschliesslich auf Ge-
genseitigkeit beruhend ausge-
führt werden dürfen. Das heisst
im Klartext: Wenn eine solche
Vereinbarung nicht besteht oder
das betreffende Land nicht wil-
lens ist, eine solche zu unter-
zeichnen, gibt es dort keine Kir-
chen, aber bei uns auch keine
Minarette. Dies würde langwie-
rige Streitereien zum vornher-
ein ausschliessen!  

HANS WERTHMÜLLER,  

UTZENSTORF

Christenverfolgungen
Wir können nicht weltweite

Religionsfreiheit fordern und
gleichzeitig den Muslimen in
der Schweiz verbieten, ihrem
Glauben sichtbaren Ausdruck
zu geben. Darum lehne ich das
Minarett-Verbot ab. Aber eines
ist den Initianten zugute zu hal-
ten: Sie haben die Unter-
drückung der Christen in isla-
mischen Ländern zu einem Me-
dienthema gemacht. Nach ei-
nem Bericht der «Basler Zei-
tung» werden weltweit schät-
zungsweise 200 Millionen Chris-
ten wegen ihres Glaubens diskri-

miniert. Je nach Land sind die
Arten der Bedrängnis verschie-
den: soziale und rechtliche Re-
pressionen, Einschränkung der
Kultusfreiheit, das Verbot, Kir-
chen zu bauen und Bibeln  zu
verbreiten. Vertreibung, Inhaf-
tierung und Tötung von Chris-
ten sind alltägliche Vorkomm-
nisse. In Iran, Sudan und in Ma-
laysia wird der Religionswechsel
vom Islam zum Christentum
mit dem Tod bestraft. Von den
1,4 Mio. Christen, die vor 20 Jah-
ren im Irak lebten, sind eine
Mio. aus Angst vor Verfolgung
durch Islamisten in den Norden,
nach Syrien und Jordanien ge-
flüchtet. Diese Fakten sind seit
langem bekannt. Aber sie fan-
den kaum Eingang in die Be-
richterstattung unserer Medien.
Erst dank der Minarett-Initiative
richtet sich jetzt das öffentliche
Interesse auf die so gefährdete
Situation von Millionen von
Christen. Es ist aber eine Illusion
zu hoffen, die Annahme der In-
itiative würde die Bedrängnis
der Verfolgten verbessern, das
Gegenteil ist, wie die Gaddafi-Af-
färe beweist, zu befürchten.
Auch nach der Abstimmung
muss die Schweiz den politi-
schen und wirtschaftlichen
Druck auf die Staaten, welche
die Religionsfreiheit nicht ga-
rantieren, aufrechterhalten.

HANS STRICKER,  BELLACH

Wo sind die Frauenrechtler?
In jedem Wahlprospekt, bei

jeder Wahlveranstaltung hört
man die Grünen und die SP-
Strategen sich als Fürsprecher
für die angeblich so ausgebeute-
ten Schweizer Frauen aufspie-
len. Wahlversprechen und For-
derungen nach Frauenquoten
sind da an der Tagesordnung.
Lauthals stellen sie sich als ein-
zige Verteidiger der weiblichen
Rechte hin. Auch wenn die
Mehrheit der Frauen das gar
nicht wünschen. Als Nebenef-
fekt nehmen jetzt immer mehr
Schweizerinnen und Schweizer
zur Kenntnis, dass muslimische
Frauen auch in unserem Land

laut Koran nicht die Spur von
bei uns üblichen Menschen-
rechten erhalten. Wo, bitte
schön, steht denn jetzt irgendei-
ne der obgenannten Politikerin-
nen oder Politiker dieser Cou-
leur den Frauen bei? 

Ich finde, dass die ganze An-
gelegenheit auch nichts mit
Glaubensfreiheit zu tun hat. Ein
Minarettverbot tangiert die Reli-
gionsfreiheit nicht im Gerings-
ten. Schon heute gibt es in der
Schweiz ca. 160 Moscheen, aber
nur vier Minarette. Das Minarett
ist Ausdruck der Tatsache, dass
Muslime sich nicht mehr mit
der Ausübung ihrer Religion zu-
frieden geben, sondern ver-
mehrt Ansprüche an die Gesell-
schaft stellen. In Europa wie bei
uns zeigt sich deutlich eine Isla-
misierungstendenz. 

BRUNO W. OESS,  BALSTHAL 

Ein schlechter Ratgeber
Mit einem Verbot von Mina-

retten verhindern wir weder is-
lamische Hassprediger noch
Zwangsheiraten oder Burka-tra-
gende Frauen. Um solch Uner-
wünschtes zu bekämpfen, ist
die Minarett-Initiative das
falsche Mittel: Sie schürt bloss
Ängste, statt die Ursachen anzu-
gehen. Nicht eine Bauvorschrift
in der Bundesverfassung ist ge-
fragt, sondern ein strenger Voll-
zug der bestehenden Gesetze
und verbindliche Verpflichtun-
gen, welche die Muslime in die
Verantwortung nehmen. Musli-
me müssen sich zu unseren ge-
sellschaftlichen Grundwerten
und zu unserer Rechtsordnung
bekennen und keine Sonder-
regelungen in Anspruch neh-
men können. Dies ist wesentli-
cher, als sich darüber aufzuhal-
ten, wie ein Bauwerk auszuse-
hen hat. Schliesslich lehne ich
es ab, dass Minarette in der Bun-
desverfassung ein solches Ge-
wicht erhalten sollen, während
unsere Kirchtürme in der Ver-
fassung mit keinem Wort er-
wähnt werden.

DANIEL STEINER-BRÜTSCH,

LANGENTHAL 

Für und wider Kriegsmaterial-Exporte – und die richtige Wahl 
Leserbriefe Einstehen für Roberto Zanetti und Roland Fürst und die Suche nach einer moralisch gerechten Wirtschaft

Replik auf Leserbrief vom 2. Nov. «Ga-
rantiertes Recht auf Selbstverteidi-
gung»

Mit dem «Recht auf Selbstverteidi-
gung» rechtfertigt Philipp Glättli in sei-
nem Leserbrief die Schweizer Kriegsma-
terial-Exporte. Nur: Gegen wen vertei-
digte sich Saddam Hussein, als er mit
Schweizer Pilatus-Flugzeugen Giftgas
gegen die kurdische Zivilbevölkerung
einsetzte? Oder die Militärdiktatur in
Burma, die ebenfalls über Pilatus-Ma-
schinen verfügt? Oder das saudische
Königshaus, das für seine Menschen-
rechtsverletzungen berüchtigt ist und
im laufenden Jahr an zweiter Stelle der
grössten Abnehmer von Schweizer Waf-
fen steht? Höchstens gegen die eigene
Bevölkerung, die sich nach Demokratie
und Freiheit sehnt. Doch diese Form
der «Selbstverteidigung» ist durch das
Völkerrecht glücklicherweise nicht ge-
deckt. Es stimmt übrigens auch nicht,
dass Bewilligungen für Waffenexporte
nach Pakistan zurzeit nicht erteilt wer-
den, wie Herr Glättli schreibt. Tatsäch-
lich hat der Bundesrat erst am 25. März
neue Bewilligungen erteilt – nur wurde
dies nicht offen kommuniziert.

ANDREAS CASSEE,  ZÜRICH

Der Bundesrat hat schlicht gelogen
Herr Glättli hält es für richtig, «dass

beispielsweise Bewilligungen für Saudi-
Arabien und Pakistan zurzeit nicht er-
teilt werden». Er gibt dies als Beweis an,
dass die Schweiz bereits über gute Ex-
portkontrollen verfüge. Jetzt wurden
aber Beweise enthüllt, wonach trotz der
neuen Kriegsmaterialverordnung auch
wieder Exporte nach Pakistan erlaubt

wurden. Der Bundesrat hat schlicht ge-
logen, als er im März gesagt hatte, es
würden keine neuen Exporte mehr be-
willigt. Die Behörden bleiben nicht nur
den 70 Rechtsprofessoren, sondern
auch der Stimmbevölkerung  eine Ant-
wort schuldig: Warum werden Exporte
nach Pakistan, Saudi-Arabien oder an
die Kriegsparteien in Afghanistan wei-
terhin bewilligt, wenn sie doch gemäss
der gültigen Verordnung klar verboten
sind?

EVELYNE SCHMID,  WABERN

Falsche Argumente
Die Gegner der Exportverbotsinitia-

tive haben zwei Hauptargumente: 1. sei
es unmoralisch, 10 000 Arbeitsplätze zu
vernichten, 2. liefere die Schweiz nur
an Länder, die die Menschenrechte ach-
ten. Beide Argumente sind falsch. Die
Zahl 10 000 stimmt nicht. Etwa die Hälf-
te davon kann überhaupt von Entlas-
sungen betroffen sein, und den Firmen
wird bei der Erhaltung vieler Stellen ge-
holfen werden. Trotzdem werden man-
che Stellen nicht zu retten sein. Aber:
Der Job in einer Waffenfirma wird
nicht aus Arbeitslust ausgeübt, sondern
wegen des Geldes. Wer Tötungsmaschi-
nen baut, die ihren Zweck erfüllen,
macht sich schuldig. Wenn man Leute
aus einer Waffenfirma entlässt, verhin-
dert man, dass sie sich für Geld in
Schuld verstricken, die sie im Leben nie
mehr loswerden. Es ist also gar nicht
unmoralisch, diese Arbeitsplätze abzu-
bauen, sondern moralisch! Auch das
zweite Argument ist klar falsch: Die
Schweiz liefert Kriegsmaterial an Län-
der, die die Menschenrechte missach-

ten. Gerade diese Woche war zu verneh-
men, dass dieses Jahr Munition und Er-
satzteile im Wert von 16 Millionen Fran-
ken an Pakistan geliefert wurden. Die
heutigen Gesetze sind nicht geeignet,
die Waffenexporte zu regulieren, so
kommen immer wieder solche Fälle ans
Licht. 

NICO MÜLLER,  SOLOTHURN

Selbstschutz
Thomas Mikolasek wirft in seinem

Leserbrief vom 5. Nov. den Befürwor-
tern von Kriegsmaterialexporten
«Scheinheiligkeit» vor. Es gehe den Initi-
anten nicht um den Schutz von Men-
schenleben, sondern um die Abschaf-
fung der Armee. Es ist ein altes Muster,
dass bei unangenehmen Fragen die Ab-
sicht des Gegenübers infrage gestellt
wird. Der Leserbriefschreiber argumen-
tiert, dass die Waffen oft dem Selbst-
schutz dienten. Was hat es mit Selbst-
schutz zu tun, wenn im völkerrechts-
widrigen Irak-Krieg Handgranaten aus
dem Hause Ruag im Einsatz sind? Was
hat es mit Selbstschutz zu tun, wenn im
Tschad Flüchtlingslager mit Bomben
aus Pilatus-Flugzeugen beworfen wer-
den? Der Begriff «Sebstschutz» trifft in
diesem Fall am ehesten auf jene zu, die
diese Tatsachen mehr oder weniger be-
wusst ausblenden.

MARTIN PARPAN, WINTERTHUR

Mann der Tat
Aus Überzeugung geben wir am 29.

November Roberto Zanetti unsere Stim-
men. Der Ständerat braucht Vollblut-Po-
litiker wie Zanetti, welche die Fähigkeit
haben, eine pragmatische Wirtschafts-

politik und eine differenzierte Sozial-
politik unter einen Hut zu bringen.
Dank seiner Sach- und Sozialkompe-
tenz versteht er es, Brücken zu bauen
zwischen scheinbar Unvereinbarem.
Mit seiner transparenten und koopera-
tiven Art und seinem «Teamplayer-Gen»
vermag er auf unverwechselbare Wei-
se, den Weg für lösungsorientierte
Kompromisse zu bahnen. Er ist ein
Mann der Tat und macht Nägel mit Köp-
fen. 

ERIKA BIBERSTEIN,  HELI  SCHAFFTER,

BELLACH

Roberto Zanetti in den Ständerat
Die marktschreierischen Wahlemp-

fehlungen von Kurt Küng in der SZ vom
29. Oktober, wonach Borer in den Stän-
derat zu wählen und als Folge einer sol-
chen Wahl Heinz Müller in den Natio-
nalrat zu entsenden wären, kann ich in
keiner Weise akzeptieren. In einer sol-
chen Konstellation eine Stärkung des
wirtschaftlich nicht auf Rosen gebette-
ten Kantons Solothurn zu sehen, ist ab-
surd und an den Haaren herbeigezo-
gen. Wenn wir Einfluss und das Anse-
hen des Kantons Solothurn in Bern
spürbar verbessern wollen, dann ist der
in politischen Fragen nicht einseitig
vorbelastete Roberto Zanetti die einzig
richtige Wahl. Dieser Meinung können
sich vor allem auch FdP-Leute an-
schliessen. 

H. R. SCHEIDEGGER, GERLAFINGEN

Glaubwürdig und engagiert
Einen Ständeratssitz erhält man we-

der geschenkt noch kann man ihn er-
ben. Man muss ihn sich erarbeiten. Ro-

land Fürst hat dies durch seine seriöse
und überzeugende Arbeit als Gemein-
depräsident, Kantonsrat und Berufs-
mann getan. Er will sich mit voller
Kraft, Energie und Aufrichtigkeit für
den Kanton Solothurn in Bern einset-
zen. Deshalb hat er auch auf das höchst
ehrenvolle Amt des Kantonsratspräsi-
denten 2010 verzichtet. Roland Fürst
zieht es vor, sich für Solothurn in Bern
einzusetzen. Dies ist ihm wichtiger, als
höchster Solothurner zu sein. Ihm ist es
ernst mit dem Einsatz für uns alle, und
mir ist es ernst beim Urnengang: Ich
wähle Roland Fürst.

LEO MEICHTRY,  DULLIKEN

Solothurner Freisinn, wohin?
Keine klare Meinung! Man will

nicht mehr kämpfen, für eine Sache an-
treten. Wenn schon kein valabler Kan-
didat, dann sollte man einen eigenen
portieren. Aber auch dafür ist er mut-
los. Experimente können auch gut kom-
men, siehe Regierungswahlen in Neu-
enburg oder Ständeratswahlen im Glar-
nerland. Und die Hornochsidee, man
solle den Roten unterstützen, dann
würden die Sozi später der FdP helfen?
Was soll das? Armer Freisinn! Für den
Kanton Solothurn gehört sich eine un-
geteilte bürgerliche Standesstimme.
Also wähle man das kleinste Übel der
beiden Möglichkeiten oder lege leer
ein. Aber absolut keine Stimme dem Za-
netti. Wer Rot wählt, gibt diesem das
Podium, um über den Freisinn herzu-
fallen, wie das der Alte schon prakti-
ziert hat. Ein echter Freisinniger wählt
nicht Rot und Schwarz!

GEORG ZELTNER,  NIEDERBUCHSITEN

Die Anti-Minarett-Initiative aus Lesersicht
Abstimmungen 29. November Die Meinungsbildung zu den Abstimmungsvorlagen ist noch nicht abgeschlossen
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Trennung von Kirche und Staat
Es wird fleissig debattiert,

ob die Minarette gebaut oder
nicht gebaut werden sollen. Wie
muss man jetzt abstimmen, ja
oder nein? Ich war lange un-
schlüssig, ob in mir der Liberale
oder mein Bauchgefühl ent-
scheiden soll, für einmal sind
diese «Entscheidungsträger»
nicht im Gleichgewicht. Die
Trennung von Kirche und Staat
ist juristisch gesehen gegeben.
Jeder weiss, dass dies in der Rea-
lität nicht der Fall ist. Einige Bei-
spiele: Jedes Gelöbnis beginnt
mit «Ich gelobe im Namen Got-
tes, des Allmächtigen». Religi-
onsunterricht in der Schule, ein
Gotteskreuz im Klassenzimmer,
am 1. August gibt es einen Got-
tesdienst. Unsere ganze Kultur,
unser System beruht ursprüng-
lich auf dem Christentum.
Hören wir auf die Ängste und
Stimmen des einheimischen
Volkes. Ich bin bestimmt nicht
gegen den islamischen Glauben,
aber es braucht hier keine Mina-
rette, um diesen Glauben auszu-
leben. Etliche Freunde mit isla-
mischem Glauben haben mir
dies bestätigt und unterstützen
diese Meinung ganz klar. Und
im Übrigen, Zonenplan und
Bauvorschriften sind oft schnell
geändert.

PHILIPPE ARNET,  BIBERIST

Ein «Ja» für die Religionsfrei-
heit!

Muslime geniessen in der
Schweiz umfassende Glaubens-
freiheit. Sunniten, Schiiten, ja
sogar die in islamischen Län-
dern verbotenen und verfolgten
Achamdinedadsekte können
ihren Glauben unter der verfas-
sungsmässig garantierten Glau-
bens- und Meinungsfreiheit le-
ben. Dafür sind uns sehr viele
Muslime dankbar. Ein Verbot
von Minaretten tangiert diese
Freiheit in keiner Weise, im Ge-
genteil. Gerade die unterschied-
lichen Ausrichtungen innerhalb
des Islams und der oft grauen-
hafte Terror unter den verschie-
denen Richtungen haben da-

durch in der Schweiz keinen
Nährboden. Alle Glaubensrich-
tungen müssen akzeptieren,
dass in der Schweiz die Grund-
werte der Verfassung für alle gel-
ten. Es kann aber nicht angehen,
dass wir Kruzifixe aus dem öf-
fentlichen Raum verbannen
(Bundesgerichtsurteil 116 IA
252) und das akzeptieren, aber
beim Verbot von Minaretten von
einer Einschränkung der Glau-
bensfreiheit sprechen. Nur ein
Ja zur Initiative gegen den Bau
von Minaretten kann das bis
heute gewaltfreie Zusammenle-
ben vieler Ansichten in der
Schweiz gewährleisten.

«Minarette sind nicht zwin-
gend». Diese Aussage machte
Farhad Afshar, Präsident der is-
lamischen Organisationen in
der Schweiz. Viele Moscheen,
wie zum Beispiel der berühmte
Felsendom in Jerusalem, haben
kein Minarett.  Ein verfassungs-
mässiges Verbot von Minaretten
zeigt, dass wir in der Schweiz
das friedliche Zusammenle-
ben vieler Glaubensrichtungen
höher einschätzen als die ewige
Zwängerei einer Forderung, die
in keinem Zusammenhang mit
der Religionsfreiheit steht.  

ADRIAN ROTH, DEITINGEN

Der Umgang mit Ängsten
Ängste sind da, um den Men-

schen vor Gefahren zu schützen.
Sie schützen ihn am Abgrund
stehend vor dem letzten Schritt;
sie helfen ihm, sich selbst zu
schützen. Kleine Kinder haben
Angst vor grossen Hunden, und
Erwachsene haben Angst, in ein
Gewässer zu springen, von dem
sie den Grund nicht sehen kön-
nen. Angst haben auch viele
Leute vor der schleichenden Isla-
misierung im Abendland. Schon
einmal wurde in Österreich und
in Spanien die Bedrohung abge-
wendet. Wie es in islamischen
Ländern zu und her geht, ist uns
dank Fernsehen und Internet
heute besser bekannt als dazu-
mal. Vor Jahrhunderten brauch-
te eine Nachricht Monate oder
Jahre, um hier anzukommen.

Ob das nur zum Guten ist, sei da-
hingestellt. Es mag auch sein,
dass Unkenntnis und diffuse
Ängste (da sind sie wieder) dazu
Anlass geben, eine Initiative zu
starten, welche den Bau von Mi-
naretten verbieten will. Für
mich jedenfalls vermitteln die
Minarette den Eindruck, dass
der Claim abgesteckt wird, wie
einst im Wilden Westen die
Grundstücke markiert wurden.
Und das lässt mich erschauern.
Es ist die Inbesitznahme des Lan-
des. Hier bin ich, hier bleib ich,
hier hab ich das Sagen. Egal wie
die Vorbehalte zum Islam zu-
stande kommen, man muss sie
ernst nehmen.

PETER CHRIST,  RÜTTENEN

Durch Europas Hintertüre
Der Minarettbau als solcher

hat mit der Ausübung der Reli-
gionsfreiheit nichts zu tun. Das
Nichtvorhandensein eines Mi-
naretts schränkt die Durch-
führung des Gottesdienstes in
der Moschee in keiner Weise ein.
Die Muslime in unserem Land
dürften eigentlich zufrieden
sein mit dem Entgegenkom-
men, das ihnen in unserem
Land geboten wird bei der Aus-
übung ihrer Gottesdienste.

Ich finde es aber eine Zumu-
tung sondergleichen, dass bei
uns die christlichen Symbole
aus den Schulzimmern entfernt
werden sollen, wenn auch mus-
limische Kinder in diesen Schul-
räumen unterrichtet werden.
Ich war als junger Mann beruf-
lich in verschiedenen muslimi-
schen Ländern tätig und habe
von dort lebenden Christen er-
fahren, wie brutal gegen alles
vorgegangen wird, was nicht
muslimisch ist. Dieser Trend hat
sich bis in die heutige Zeit ex-
trem verstärkt. Dies wiederum
haben wir uns selber zuzu-
schreiben, weil wir in unserem
Land nicht mehr bereit sind, für
unseren Glauben und alle tradi-
tionellen Werte einzustehen.
Das fängt schon bei der Familie
an: Wie mancher Vater ist denn
noch bereit, seine Tochter oder

seinen Sohn in den Unterwei-
sungsgottesdienst zu begleiten?
Die Prioritäten werden da meist
ganz anders gesetzt. Durch die-
ses passive Verhalten wird in
nicht allzu ferner Zukunft unse-
re Kultur und Zivilisation lang-
sam, aber sicher verdrängt wer-
den, nicht nur bei uns, sondern
in ganz Europa. Schauen wir
doch einmal in die Vergangen-
heit: Was den Mauren nach der
Eroberung Spaniens in Mittel-
frankreich und den Türken vor
den Toren Wiens nicht gelun-
gen ist, das gelingt nun in klei-
nen Schritten klammheimlich
durch die Hintertür Europas,
unter wesentlicher Inan-
spruchnahme unserer Sozialsys-
teme!

Das ganze Problem wäre
doch leicht zu lösen. Warum
werden mit  den muslimischen
Ländern nicht zwischenstaatli-
che Vereinbarungen getroffen
in dem Sinne, dass solche Bau-
vorhaben ausschliesslich auf Ge-
genseitigkeit beruhend ausge-
führt werden dürfen. Das heisst
im Klartext: Wenn eine solche
Vereinbarung nicht besteht oder
das betreffende Land nicht wil-
lens ist, eine solche zu unter-
zeichnen, gibt es dort keine Kir-
chen, aber bei uns auch keine
Minarette. Dies würde langwie-
rige Streitereien zum vornher-
ein ausschliessen!  

HANS WERTHMÜLLER,  

UTZENSTORF

Christenverfolgungen
Wir können nicht weltweite

Religionsfreiheit fordern und
gleichzeitig den Muslimen in
der Schweiz verbieten, ihrem
Glauben sichtbaren Ausdruck
zu geben. Darum lehne ich das
Minarett-Verbot ab. Aber eines
ist den Initianten zugute zu hal-
ten: Sie haben die Unter-
drückung der Christen in isla-
mischen Ländern zu einem Me-
dienthema gemacht. Nach ei-
nem Bericht der «Basler Zei-
tung» werden weltweit schät-
zungsweise 200 Millionen Chris-
ten wegen ihres Glaubens diskri-

miniert. Je nach Land sind die
Arten der Bedrängnis verschie-
den: soziale und rechtliche Re-
pressionen, Einschränkung der
Kultusfreiheit, das Verbot, Kir-
chen zu bauen und Bibeln  zu
verbreiten. Vertreibung, Inhaf-
tierung und Tötung von Chris-
ten sind alltägliche Vorkomm-
nisse. In Iran, Sudan und in Ma-
laysia wird der Religionswechsel
vom Islam zum Christentum
mit dem Tod bestraft. Von den
1,4 Mio. Christen, die vor 20 Jah-
ren im Irak lebten, sind eine
Mio. aus Angst vor Verfolgung
durch Islamisten in den Norden,
nach Syrien und Jordanien ge-
flüchtet. Diese Fakten sind seit
langem bekannt. Aber sie fan-
den kaum Eingang in die Be-
richterstattung unserer Medien.
Erst dank der Minarett-Initiative
richtet sich jetzt das öffentliche
Interesse auf die so gefährdete
Situation von Millionen von
Christen. Es ist aber eine Illusion
zu hoffen, die Annahme der In-
itiative würde die Bedrängnis
der Verfolgten verbessern, das
Gegenteil ist, wie die Gaddafi-Af-
färe beweist, zu befürchten.
Auch nach der Abstimmung
muss die Schweiz den politi-
schen und wirtschaftlichen
Druck auf die Staaten, welche
die Religionsfreiheit nicht ga-
rantieren, aufrechterhalten.

HANS STRICKER,  BELLACH

Wo sind die Frauenrechtler?
In jedem Wahlprospekt, bei

jeder Wahlveranstaltung hört
man die Grünen und die SP-
Strategen sich als Fürsprecher
für die angeblich so ausgebeute-
ten Schweizer Frauen aufspie-
len. Wahlversprechen und For-
derungen nach Frauenquoten
sind da an der Tagesordnung.
Lauthals stellen sie sich als ein-
zige Verteidiger der weiblichen
Rechte hin. Auch wenn die
Mehrheit der Frauen das gar
nicht wünschen. Als Nebenef-
fekt nehmen jetzt immer mehr
Schweizerinnen und Schweizer
zur Kenntnis, dass muslimische
Frauen auch in unserem Land

laut Koran nicht die Spur von
bei uns üblichen Menschen-
rechten erhalten. Wo, bitte
schön, steht denn jetzt irgendei-
ne der obgenannten Politikerin-
nen oder Politiker dieser Cou-
leur den Frauen bei? 

Ich finde, dass die ganze An-
gelegenheit auch nichts mit
Glaubensfreiheit zu tun hat. Ein
Minarettverbot tangiert die Reli-
gionsfreiheit nicht im Gerings-
ten. Schon heute gibt es in der
Schweiz ca. 160 Moscheen, aber
nur vier Minarette. Das Minarett
ist Ausdruck der Tatsache, dass
Muslime sich nicht mehr mit
der Ausübung ihrer Religion zu-
frieden geben, sondern ver-
mehrt Ansprüche an die Gesell-
schaft stellen. In Europa wie bei
uns zeigt sich deutlich eine Isla-
misierungstendenz. 

BRUNO W. OESS,  BALSTHAL 

Ein schlechter Ratgeber
Mit einem Verbot von Mina-

retten verhindern wir weder is-
lamische Hassprediger noch
Zwangsheiraten oder Burka-tra-
gende Frauen. Um solch Uner-
wünschtes zu bekämpfen, ist
die Minarett-Initiative das
falsche Mittel: Sie schürt bloss
Ängste, statt die Ursachen anzu-
gehen. Nicht eine Bauvorschrift
in der Bundesverfassung ist ge-
fragt, sondern ein strenger Voll-
zug der bestehenden Gesetze
und verbindliche Verpflichtun-
gen, welche die Muslime in die
Verantwortung nehmen. Musli-
me müssen sich zu unseren ge-
sellschaftlichen Grundwerten
und zu unserer Rechtsordnung
bekennen und keine Sonder-
regelungen in Anspruch neh-
men können. Dies ist wesentli-
cher, als sich darüber aufzuhal-
ten, wie ein Bauwerk auszuse-
hen hat. Schliesslich lehne ich
es ab, dass Minarette in der Bun-
desverfassung ein solches Ge-
wicht erhalten sollen, während
unsere Kirchtürme in der Ver-
fassung mit keinem Wort er-
wähnt werden.

DANIEL STEINER-BRÜTSCH,

LANGENTHAL 

Für und wider Kriegsmaterial-Exporte – und die richtige Wahl 
Leserbriefe Einstehen für Roberto Zanetti und Roland Fürst und die Suche nach einer moralisch gerechten Wirtschaft

Replik auf Leserbrief vom 2. Nov. «Ga-
rantiertes Recht auf Selbstverteidi-
gung»

Mit dem «Recht auf Selbstverteidi-
gung» rechtfertigt Philipp Glättli in sei-
nem Leserbrief die Schweizer Kriegsma-
terial-Exporte. Nur: Gegen wen vertei-
digte sich Saddam Hussein, als er mit
Schweizer Pilatus-Flugzeugen Giftgas
gegen die kurdische Zivilbevölkerung
einsetzte? Oder die Militärdiktatur in
Burma, die ebenfalls über Pilatus-Ma-
schinen verfügt? Oder das saudische
Königshaus, das für seine Menschen-
rechtsverletzungen berüchtigt ist und
im laufenden Jahr an zweiter Stelle der
grössten Abnehmer von Schweizer Waf-
fen steht? Höchstens gegen die eigene
Bevölkerung, die sich nach Demokratie
und Freiheit sehnt. Doch diese Form
der «Selbstverteidigung» ist durch das
Völkerrecht glücklicherweise nicht ge-
deckt. Es stimmt übrigens auch nicht,
dass Bewilligungen für Waffenexporte
nach Pakistan zurzeit nicht erteilt wer-
den, wie Herr Glättli schreibt. Tatsäch-
lich hat der Bundesrat erst am 25. März
neue Bewilligungen erteilt – nur wurde
dies nicht offen kommuniziert.

ANDREAS CASSEE,  ZÜRICH

Der Bundesrat hat schlicht gelogen
Herr Glättli hält es für richtig, «dass

beispielsweise Bewilligungen für Saudi-
Arabien und Pakistan zurzeit nicht er-
teilt werden». Er gibt dies als Beweis an,
dass die Schweiz bereits über gute Ex-
portkontrollen verfüge. Jetzt wurden
aber Beweise enthüllt, wonach trotz der
neuen Kriegsmaterialverordnung auch
wieder Exporte nach Pakistan erlaubt

wurden. Der Bundesrat hat schlicht ge-
logen, als er im März gesagt hatte, es
würden keine neuen Exporte mehr be-
willigt. Die Behörden bleiben nicht nur
den 70 Rechtsprofessoren, sondern
auch der Stimmbevölkerung  eine Ant-
wort schuldig: Warum werden Exporte
nach Pakistan, Saudi-Arabien oder an
die Kriegsparteien in Afghanistan wei-
terhin bewilligt, wenn sie doch gemäss
der gültigen Verordnung klar verboten
sind?

EVELYNE SCHMID,  WABERN

Falsche Argumente
Die Gegner der Exportverbotsinitia-

tive haben zwei Hauptargumente: 1. sei
es unmoralisch, 10 000 Arbeitsplätze zu
vernichten, 2. liefere die Schweiz nur
an Länder, die die Menschenrechte ach-
ten. Beide Argumente sind falsch. Die
Zahl 10 000 stimmt nicht. Etwa die Hälf-
te davon kann überhaupt von Entlas-
sungen betroffen sein, und den Firmen
wird bei der Erhaltung vieler Stellen ge-
holfen werden. Trotzdem werden man-
che Stellen nicht zu retten sein. Aber:
Der Job in einer Waffenfirma wird
nicht aus Arbeitslust ausgeübt, sondern
wegen des Geldes. Wer Tötungsmaschi-
nen baut, die ihren Zweck erfüllen,
macht sich schuldig. Wenn man Leute
aus einer Waffenfirma entlässt, verhin-
dert man, dass sie sich für Geld in
Schuld verstricken, die sie im Leben nie
mehr loswerden. Es ist also gar nicht
unmoralisch, diese Arbeitsplätze abzu-
bauen, sondern moralisch! Auch das
zweite Argument ist klar falsch: Die
Schweiz liefert Kriegsmaterial an Län-
der, die die Menschenrechte missach-

ten. Gerade diese Woche war zu verneh-
men, dass dieses Jahr Munition und Er-
satzteile im Wert von 16 Millionen Fran-
ken an Pakistan geliefert wurden. Die
heutigen Gesetze sind nicht geeignet,
die Waffenexporte zu regulieren, so
kommen immer wieder solche Fälle ans
Licht. 

NICO MÜLLER,  SOLOTHURN

Selbstschutz
Thomas Mikolasek wirft in seinem

Leserbrief vom 5. Nov. den Befürwor-
tern von Kriegsmaterialexporten
«Scheinheiligkeit» vor. Es gehe den Initi-
anten nicht um den Schutz von Men-
schenleben, sondern um die Abschaf-
fung der Armee. Es ist ein altes Muster,
dass bei unangenehmen Fragen die Ab-
sicht des Gegenübers infrage gestellt
wird. Der Leserbriefschreiber argumen-
tiert, dass die Waffen oft dem Selbst-
schutz dienten. Was hat es mit Selbst-
schutz zu tun, wenn im völkerrechts-
widrigen Irak-Krieg Handgranaten aus
dem Hause Ruag im Einsatz sind? Was
hat es mit Selbstschutz zu tun, wenn im
Tschad Flüchtlingslager mit Bomben
aus Pilatus-Flugzeugen beworfen wer-
den? Der Begriff «Sebstschutz» trifft in
diesem Fall am ehesten auf jene zu, die
diese Tatsachen mehr oder weniger be-
wusst ausblenden.

MARTIN PARPAN, WINTERTHUR

Mann der Tat
Aus Überzeugung geben wir am 29.

November Roberto Zanetti unsere Stim-
men. Der Ständerat braucht Vollblut-Po-
litiker wie Zanetti, welche die Fähigkeit
haben, eine pragmatische Wirtschafts-

politik und eine differenzierte Sozial-
politik unter einen Hut zu bringen.
Dank seiner Sach- und Sozialkompe-
tenz versteht er es, Brücken zu bauen
zwischen scheinbar Unvereinbarem.
Mit seiner transparenten und koopera-
tiven Art und seinem «Teamplayer-Gen»
vermag er auf unverwechselbare Wei-
se, den Weg für lösungsorientierte
Kompromisse zu bahnen. Er ist ein
Mann der Tat und macht Nägel mit Köp-
fen. 

ERIKA BIBERSTEIN,  HELI  SCHAFFTER,

BELLACH

Roberto Zanetti in den Ständerat
Die marktschreierischen Wahlemp-

fehlungen von Kurt Küng in der SZ vom
29. Oktober, wonach Borer in den Stän-
derat zu wählen und als Folge einer sol-
chen Wahl Heinz Müller in den Natio-
nalrat zu entsenden wären, kann ich in
keiner Weise akzeptieren. In einer sol-
chen Konstellation eine Stärkung des
wirtschaftlich nicht auf Rosen gebette-
ten Kantons Solothurn zu sehen, ist ab-
surd und an den Haaren herbeigezo-
gen. Wenn wir Einfluss und das Anse-
hen des Kantons Solothurn in Bern
spürbar verbessern wollen, dann ist der
in politischen Fragen nicht einseitig
vorbelastete Roberto Zanetti die einzig
richtige Wahl. Dieser Meinung können
sich vor allem auch FdP-Leute an-
schliessen. 

H. R. SCHEIDEGGER, GERLAFINGEN

Glaubwürdig und engagiert
Einen Ständeratssitz erhält man we-

der geschenkt noch kann man ihn er-
ben. Man muss ihn sich erarbeiten. Ro-

land Fürst hat dies durch seine seriöse
und überzeugende Arbeit als Gemein-
depräsident, Kantonsrat und Berufs-
mann getan. Er will sich mit voller
Kraft, Energie und Aufrichtigkeit für
den Kanton Solothurn in Bern einset-
zen. Deshalb hat er auch auf das höchst
ehrenvolle Amt des Kantonsratspräsi-
denten 2010 verzichtet. Roland Fürst
zieht es vor, sich für Solothurn in Bern
einzusetzen. Dies ist ihm wichtiger, als
höchster Solothurner zu sein. Ihm ist es
ernst mit dem Einsatz für uns alle, und
mir ist es ernst beim Urnengang: Ich
wähle Roland Fürst.

LEO MEICHTRY,  DULLIKEN

Solothurner Freisinn, wohin?
Keine klare Meinung! Man will

nicht mehr kämpfen, für eine Sache an-
treten. Wenn schon kein valabler Kan-
didat, dann sollte man einen eigenen
portieren. Aber auch dafür ist er mut-
los. Experimente können auch gut kom-
men, siehe Regierungswahlen in Neu-
enburg oder Ständeratswahlen im Glar-
nerland. Und die Hornochsidee, man
solle den Roten unterstützen, dann
würden die Sozi später der FdP helfen?
Was soll das? Armer Freisinn! Für den
Kanton Solothurn gehört sich eine un-
geteilte bürgerliche Standesstimme.
Also wähle man das kleinste Übel der
beiden Möglichkeiten oder lege leer
ein. Aber absolut keine Stimme dem Za-
netti. Wer Rot wählt, gibt diesem das
Podium, um über den Freisinn herzu-
fallen, wie das der Alte schon prakti-
ziert hat. Ein echter Freisinniger wählt
nicht Rot und Schwarz!

GEORG ZELTNER,  NIEDERBUCHSITEN

Die Anti-Minarett-Initiative aus Lesersicht
Abstimmungen 29. November Die Meinungsbildung zu den Abstimmungsvorlagen ist noch nicht abgeschlossen
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LESERBRIEFE

Trennung von Kirche und Staat
Es wird fleissig debattiert,

ob die Minarette gebaut oder
nicht gebaut werden sollen. Wie
muss man jetzt abstimmen, ja
oder nein? Ich war lange un-
schlüssig, ob in mir der Liberale
oder mein Bauchgefühl ent-
scheiden soll, für einmal sind
diese «Entscheidungsträger»
nicht im Gleichgewicht. Die
Trennung von Kirche und Staat
ist juristisch gesehen gegeben.
Jeder weiss, dass dies in der Rea-
lität nicht der Fall ist. Einige Bei-
spiele: Jedes Gelöbnis beginnt
mit «Ich gelobe im Namen Got-
tes, des Allmächtigen». Religi-
onsunterricht in der Schule, ein
Gotteskreuz im Klassenzimmer,
am 1. August gibt es einen Got-
tesdienst. Unsere ganze Kultur,
unser System beruht ursprüng-
lich auf dem Christentum.
Hören wir auf die Ängste und
Stimmen des einheimischen
Volkes. Ich bin bestimmt nicht
gegen den islamischen Glauben,
aber es braucht hier keine Mina-
rette, um diesen Glauben auszu-
leben. Etliche Freunde mit isla-
mischem Glauben haben mir
dies bestätigt und unterstützen
diese Meinung ganz klar. Und
im Übrigen, Zonenplan und
Bauvorschriften sind oft schnell
geändert.

PHILIPPE ARNET,  BIBERIST

Ein «Ja» für die Religionsfrei-
heit!

Muslime geniessen in der
Schweiz umfassende Glaubens-
freiheit. Sunniten, Schiiten, ja
sogar die in islamischen Län-
dern verbotenen und verfolgten
Achamdinedadsekte können
ihren Glauben unter der verfas-
sungsmässig garantierten Glau-
bens- und Meinungsfreiheit le-
ben. Dafür sind uns sehr viele
Muslime dankbar. Ein Verbot
von Minaretten tangiert diese
Freiheit in keiner Weise, im Ge-
genteil. Gerade die unterschied-
lichen Ausrichtungen innerhalb
des Islams und der oft grauen-
hafte Terror unter den verschie-
denen Richtungen haben da-

durch in der Schweiz keinen
Nährboden. Alle Glaubensrich-
tungen müssen akzeptieren,
dass in der Schweiz die Grund-
werte der Verfassung für alle gel-
ten. Es kann aber nicht angehen,
dass wir Kruzifixe aus dem öf-
fentlichen Raum verbannen
(Bundesgerichtsurteil 116 IA
252) und das akzeptieren, aber
beim Verbot von Minaretten von
einer Einschränkung der Glau-
bensfreiheit sprechen. Nur ein
Ja zur Initiative gegen den Bau
von Minaretten kann das bis
heute gewaltfreie Zusammenle-
ben vieler Ansichten in der
Schweiz gewährleisten.

«Minarette sind nicht zwin-
gend». Diese Aussage machte
Farhad Afshar, Präsident der is-
lamischen Organisationen in
der Schweiz. Viele Moscheen,
wie zum Beispiel der berühmte
Felsendom in Jerusalem, haben
kein Minarett.  Ein verfassungs-
mässiges Verbot von Minaretten
zeigt, dass wir in der Schweiz
das friedliche Zusammenle-
ben vieler Glaubensrichtungen
höher einschätzen als die ewige
Zwängerei einer Forderung, die
in keinem Zusammenhang mit
der Religionsfreiheit steht.  

ADRIAN ROTH, DEITINGEN

Der Umgang mit Ängsten
Ängste sind da, um den Men-

schen vor Gefahren zu schützen.
Sie schützen ihn am Abgrund
stehend vor dem letzten Schritt;
sie helfen ihm, sich selbst zu
schützen. Kleine Kinder haben
Angst vor grossen Hunden, und
Erwachsene haben Angst, in ein
Gewässer zu springen, von dem
sie den Grund nicht sehen kön-
nen. Angst haben auch viele
Leute vor der schleichenden Isla-
misierung im Abendland. Schon
einmal wurde in Österreich und
in Spanien die Bedrohung abge-
wendet. Wie es in islamischen
Ländern zu und her geht, ist uns
dank Fernsehen und Internet
heute besser bekannt als dazu-
mal. Vor Jahrhunderten brauch-
te eine Nachricht Monate oder
Jahre, um hier anzukommen.

Ob das nur zum Guten ist, sei da-
hingestellt. Es mag auch sein,
dass Unkenntnis und diffuse
Ängste (da sind sie wieder) dazu
Anlass geben, eine Initiative zu
starten, welche den Bau von Mi-
naretten verbieten will. Für
mich jedenfalls vermitteln die
Minarette den Eindruck, dass
der Claim abgesteckt wird, wie
einst im Wilden Westen die
Grundstücke markiert wurden.
Und das lässt mich erschauern.
Es ist die Inbesitznahme des Lan-
des. Hier bin ich, hier bleib ich,
hier hab ich das Sagen. Egal wie
die Vorbehalte zum Islam zu-
stande kommen, man muss sie
ernst nehmen.

PETER CHRIST,  RÜTTENEN

Durch Europas Hintertüre
Der Minarettbau als solcher

hat mit der Ausübung der Reli-
gionsfreiheit nichts zu tun. Das
Nichtvorhandensein eines Mi-
naretts schränkt die Durch-
führung des Gottesdienstes in
der Moschee in keiner Weise ein.
Die Muslime in unserem Land
dürften eigentlich zufrieden
sein mit dem Entgegenkom-
men, das ihnen in unserem
Land geboten wird bei der Aus-
übung ihrer Gottesdienste.

Ich finde es aber eine Zumu-
tung sondergleichen, dass bei
uns die christlichen Symbole
aus den Schulzimmern entfernt
werden sollen, wenn auch mus-
limische Kinder in diesen Schul-
räumen unterrichtet werden.
Ich war als junger Mann beruf-
lich in verschiedenen muslimi-
schen Ländern tätig und habe
von dort lebenden Christen er-
fahren, wie brutal gegen alles
vorgegangen wird, was nicht
muslimisch ist. Dieser Trend hat
sich bis in die heutige Zeit ex-
trem verstärkt. Dies wiederum
haben wir uns selber zuzu-
schreiben, weil wir in unserem
Land nicht mehr bereit sind, für
unseren Glauben und alle tradi-
tionellen Werte einzustehen.
Das fängt schon bei der Familie
an: Wie mancher Vater ist denn
noch bereit, seine Tochter oder

seinen Sohn in den Unterwei-
sungsgottesdienst zu begleiten?
Die Prioritäten werden da meist
ganz anders gesetzt. Durch die-
ses passive Verhalten wird in
nicht allzu ferner Zukunft unse-
re Kultur und Zivilisation lang-
sam, aber sicher verdrängt wer-
den, nicht nur bei uns, sondern
in ganz Europa. Schauen wir
doch einmal in die Vergangen-
heit: Was den Mauren nach der
Eroberung Spaniens in Mittel-
frankreich und den Türken vor
den Toren Wiens nicht gelun-
gen ist, das gelingt nun in klei-
nen Schritten klammheimlich
durch die Hintertür Europas,
unter wesentlicher Inan-
spruchnahme unserer Sozialsys-
teme!

Das ganze Problem wäre
doch leicht zu lösen. Warum
werden mit  den muslimischen
Ländern nicht zwischenstaatli-
che Vereinbarungen getroffen
in dem Sinne, dass solche Bau-
vorhaben ausschliesslich auf Ge-
genseitigkeit beruhend ausge-
führt werden dürfen. Das heisst
im Klartext: Wenn eine solche
Vereinbarung nicht besteht oder
das betreffende Land nicht wil-
lens ist, eine solche zu unter-
zeichnen, gibt es dort keine Kir-
chen, aber bei uns auch keine
Minarette. Dies würde langwie-
rige Streitereien zum vornher-
ein ausschliessen!  

HANS WERTHMÜLLER,  

UTZENSTORF

Christenverfolgungen
Wir können nicht weltweite

Religionsfreiheit fordern und
gleichzeitig den Muslimen in
der Schweiz verbieten, ihrem
Glauben sichtbaren Ausdruck
zu geben. Darum lehne ich das
Minarett-Verbot ab. Aber eines
ist den Initianten zugute zu hal-
ten: Sie haben die Unter-
drückung der Christen in isla-
mischen Ländern zu einem Me-
dienthema gemacht. Nach ei-
nem Bericht der «Basler Zei-
tung» werden weltweit schät-
zungsweise 200 Millionen Chris-
ten wegen ihres Glaubens diskri-

miniert. Je nach Land sind die
Arten der Bedrängnis verschie-
den: soziale und rechtliche Re-
pressionen, Einschränkung der
Kultusfreiheit, das Verbot, Kir-
chen zu bauen und Bibeln  zu
verbreiten. Vertreibung, Inhaf-
tierung und Tötung von Chris-
ten sind alltägliche Vorkomm-
nisse. In Iran, Sudan und in Ma-
laysia wird der Religionswechsel
vom Islam zum Christentum
mit dem Tod bestraft. Von den
1,4 Mio. Christen, die vor 20 Jah-
ren im Irak lebten, sind eine
Mio. aus Angst vor Verfolgung
durch Islamisten in den Norden,
nach Syrien und Jordanien ge-
flüchtet. Diese Fakten sind seit
langem bekannt. Aber sie fan-
den kaum Eingang in die Be-
richterstattung unserer Medien.
Erst dank der Minarett-Initiative
richtet sich jetzt das öffentliche
Interesse auf die so gefährdete
Situation von Millionen von
Christen. Es ist aber eine Illusion
zu hoffen, die Annahme der In-
itiative würde die Bedrängnis
der Verfolgten verbessern, das
Gegenteil ist, wie die Gaddafi-Af-
färe beweist, zu befürchten.
Auch nach der Abstimmung
muss die Schweiz den politi-
schen und wirtschaftlichen
Druck auf die Staaten, welche
die Religionsfreiheit nicht ga-
rantieren, aufrechterhalten.

HANS STRICKER,  BELLACH

Wo sind die Frauenrechtler?
In jedem Wahlprospekt, bei

jeder Wahlveranstaltung hört
man die Grünen und die SP-
Strategen sich als Fürsprecher
für die angeblich so ausgebeute-
ten Schweizer Frauen aufspie-
len. Wahlversprechen und For-
derungen nach Frauenquoten
sind da an der Tagesordnung.
Lauthals stellen sie sich als ein-
zige Verteidiger der weiblichen
Rechte hin. Auch wenn die
Mehrheit der Frauen das gar
nicht wünschen. Als Nebenef-
fekt nehmen jetzt immer mehr
Schweizerinnen und Schweizer
zur Kenntnis, dass muslimische
Frauen auch in unserem Land

laut Koran nicht die Spur von
bei uns üblichen Menschen-
rechten erhalten. Wo, bitte
schön, steht denn jetzt irgendei-
ne der obgenannten Politikerin-
nen oder Politiker dieser Cou-
leur den Frauen bei? 

Ich finde, dass die ganze An-
gelegenheit auch nichts mit
Glaubensfreiheit zu tun hat. Ein
Minarettverbot tangiert die Reli-
gionsfreiheit nicht im Gerings-
ten. Schon heute gibt es in der
Schweiz ca. 160 Moscheen, aber
nur vier Minarette. Das Minarett
ist Ausdruck der Tatsache, dass
Muslime sich nicht mehr mit
der Ausübung ihrer Religion zu-
frieden geben, sondern ver-
mehrt Ansprüche an die Gesell-
schaft stellen. In Europa wie bei
uns zeigt sich deutlich eine Isla-
misierungstendenz. 

BRUNO W. OESS,  BALSTHAL 

Ein schlechter Ratgeber
Mit einem Verbot von Mina-

retten verhindern wir weder is-
lamische Hassprediger noch
Zwangsheiraten oder Burka-tra-
gende Frauen. Um solch Uner-
wünschtes zu bekämpfen, ist
die Minarett-Initiative das
falsche Mittel: Sie schürt bloss
Ängste, statt die Ursachen anzu-
gehen. Nicht eine Bauvorschrift
in der Bundesverfassung ist ge-
fragt, sondern ein strenger Voll-
zug der bestehenden Gesetze
und verbindliche Verpflichtun-
gen, welche die Muslime in die
Verantwortung nehmen. Musli-
me müssen sich zu unseren ge-
sellschaftlichen Grundwerten
und zu unserer Rechtsordnung
bekennen und keine Sonder-
regelungen in Anspruch neh-
men können. Dies ist wesentli-
cher, als sich darüber aufzuhal-
ten, wie ein Bauwerk auszuse-
hen hat. Schliesslich lehne ich
es ab, dass Minarette in der Bun-
desverfassung ein solches Ge-
wicht erhalten sollen, während
unsere Kirchtürme in der Ver-
fassung mit keinem Wort er-
wähnt werden.

DANIEL STEINER-BRÜTSCH,

LANGENTHAL 

Für und wider Kriegsmaterial-Exporte – und die richtige Wahl 
Leserbriefe Einstehen für Roberto Zanetti und Roland Fürst und die Suche nach einer moralisch gerechten Wirtschaft

Replik auf Leserbrief vom 2. Nov. «Ga-
rantiertes Recht auf Selbstverteidi-
gung»

Mit dem «Recht auf Selbstverteidi-
gung» rechtfertigt Philipp Glättli in sei-
nem Leserbrief die Schweizer Kriegsma-
terial-Exporte. Nur: Gegen wen vertei-
digte sich Saddam Hussein, als er mit
Schweizer Pilatus-Flugzeugen Giftgas
gegen die kurdische Zivilbevölkerung
einsetzte? Oder die Militärdiktatur in
Burma, die ebenfalls über Pilatus-Ma-
schinen verfügt? Oder das saudische
Königshaus, das für seine Menschen-
rechtsverletzungen berüchtigt ist und
im laufenden Jahr an zweiter Stelle der
grössten Abnehmer von Schweizer Waf-
fen steht? Höchstens gegen die eigene
Bevölkerung, die sich nach Demokratie
und Freiheit sehnt. Doch diese Form
der «Selbstverteidigung» ist durch das
Völkerrecht glücklicherweise nicht ge-
deckt. Es stimmt übrigens auch nicht,
dass Bewilligungen für Waffenexporte
nach Pakistan zurzeit nicht erteilt wer-
den, wie Herr Glättli schreibt. Tatsäch-
lich hat der Bundesrat erst am 25. März
neue Bewilligungen erteilt – nur wurde
dies nicht offen kommuniziert.

ANDREAS CASSEE,  ZÜRICH

Der Bundesrat hat schlicht gelogen
Herr Glättli hält es für richtig, «dass

beispielsweise Bewilligungen für Saudi-
Arabien und Pakistan zurzeit nicht er-
teilt werden». Er gibt dies als Beweis an,
dass die Schweiz bereits über gute Ex-
portkontrollen verfüge. Jetzt wurden
aber Beweise enthüllt, wonach trotz der
neuen Kriegsmaterialverordnung auch
wieder Exporte nach Pakistan erlaubt

wurden. Der Bundesrat hat schlicht ge-
logen, als er im März gesagt hatte, es
würden keine neuen Exporte mehr be-
willigt. Die Behörden bleiben nicht nur
den 70 Rechtsprofessoren, sondern
auch der Stimmbevölkerung  eine Ant-
wort schuldig: Warum werden Exporte
nach Pakistan, Saudi-Arabien oder an
die Kriegsparteien in Afghanistan wei-
terhin bewilligt, wenn sie doch gemäss
der gültigen Verordnung klar verboten
sind?

EVELYNE SCHMID,  WABERN

Falsche Argumente
Die Gegner der Exportverbotsinitia-

tive haben zwei Hauptargumente: 1. sei
es unmoralisch, 10 000 Arbeitsplätze zu
vernichten, 2. liefere die Schweiz nur
an Länder, die die Menschenrechte ach-
ten. Beide Argumente sind falsch. Die
Zahl 10 000 stimmt nicht. Etwa die Hälf-
te davon kann überhaupt von Entlas-
sungen betroffen sein, und den Firmen
wird bei der Erhaltung vieler Stellen ge-
holfen werden. Trotzdem werden man-
che Stellen nicht zu retten sein. Aber:
Der Job in einer Waffenfirma wird
nicht aus Arbeitslust ausgeübt, sondern
wegen des Geldes. Wer Tötungsmaschi-
nen baut, die ihren Zweck erfüllen,
macht sich schuldig. Wenn man Leute
aus einer Waffenfirma entlässt, verhin-
dert man, dass sie sich für Geld in
Schuld verstricken, die sie im Leben nie
mehr loswerden. Es ist also gar nicht
unmoralisch, diese Arbeitsplätze abzu-
bauen, sondern moralisch! Auch das
zweite Argument ist klar falsch: Die
Schweiz liefert Kriegsmaterial an Län-
der, die die Menschenrechte missach-

ten. Gerade diese Woche war zu verneh-
men, dass dieses Jahr Munition und Er-
satzteile im Wert von 16 Millionen Fran-
ken an Pakistan geliefert wurden. Die
heutigen Gesetze sind nicht geeignet,
die Waffenexporte zu regulieren, so
kommen immer wieder solche Fälle ans
Licht. 

NICO MÜLLER,  SOLOTHURN

Selbstschutz
Thomas Mikolasek wirft in seinem

Leserbrief vom 5. Nov. den Befürwor-
tern von Kriegsmaterialexporten
«Scheinheiligkeit» vor. Es gehe den Initi-
anten nicht um den Schutz von Men-
schenleben, sondern um die Abschaf-
fung der Armee. Es ist ein altes Muster,
dass bei unangenehmen Fragen die Ab-
sicht des Gegenübers infrage gestellt
wird. Der Leserbriefschreiber argumen-
tiert, dass die Waffen oft dem Selbst-
schutz dienten. Was hat es mit Selbst-
schutz zu tun, wenn im völkerrechts-
widrigen Irak-Krieg Handgranaten aus
dem Hause Ruag im Einsatz sind? Was
hat es mit Selbstschutz zu tun, wenn im
Tschad Flüchtlingslager mit Bomben
aus Pilatus-Flugzeugen beworfen wer-
den? Der Begriff «Sebstschutz» trifft in
diesem Fall am ehesten auf jene zu, die
diese Tatsachen mehr oder weniger be-
wusst ausblenden.

MARTIN PARPAN, WINTERTHUR

Mann der Tat
Aus Überzeugung geben wir am 29.

November Roberto Zanetti unsere Stim-
men. Der Ständerat braucht Vollblut-Po-
litiker wie Zanetti, welche die Fähigkeit
haben, eine pragmatische Wirtschafts-

politik und eine differenzierte Sozial-
politik unter einen Hut zu bringen.
Dank seiner Sach- und Sozialkompe-
tenz versteht er es, Brücken zu bauen
zwischen scheinbar Unvereinbarem.
Mit seiner transparenten und koopera-
tiven Art und seinem «Teamplayer-Gen»
vermag er auf unverwechselbare Wei-
se, den Weg für lösungsorientierte
Kompromisse zu bahnen. Er ist ein
Mann der Tat und macht Nägel mit Köp-
fen. 

ERIKA BIBERSTEIN,  HELI  SCHAFFTER,

BELLACH

Roberto Zanetti in den Ständerat
Die marktschreierischen Wahlemp-

fehlungen von Kurt Küng in der SZ vom
29. Oktober, wonach Borer in den Stän-
derat zu wählen und als Folge einer sol-
chen Wahl Heinz Müller in den Natio-
nalrat zu entsenden wären, kann ich in
keiner Weise akzeptieren. In einer sol-
chen Konstellation eine Stärkung des
wirtschaftlich nicht auf Rosen gebette-
ten Kantons Solothurn zu sehen, ist ab-
surd und an den Haaren herbeigezo-
gen. Wenn wir Einfluss und das Anse-
hen des Kantons Solothurn in Bern
spürbar verbessern wollen, dann ist der
in politischen Fragen nicht einseitig
vorbelastete Roberto Zanetti die einzig
richtige Wahl. Dieser Meinung können
sich vor allem auch FdP-Leute an-
schliessen. 

H. R. SCHEIDEGGER, GERLAFINGEN

Glaubwürdig und engagiert
Einen Ständeratssitz erhält man we-

der geschenkt noch kann man ihn er-
ben. Man muss ihn sich erarbeiten. Ro-

land Fürst hat dies durch seine seriöse
und überzeugende Arbeit als Gemein-
depräsident, Kantonsrat und Berufs-
mann getan. Er will sich mit voller
Kraft, Energie und Aufrichtigkeit für
den Kanton Solothurn in Bern einset-
zen. Deshalb hat er auch auf das höchst
ehrenvolle Amt des Kantonsratspräsi-
denten 2010 verzichtet. Roland Fürst
zieht es vor, sich für Solothurn in Bern
einzusetzen. Dies ist ihm wichtiger, als
höchster Solothurner zu sein. Ihm ist es
ernst mit dem Einsatz für uns alle, und
mir ist es ernst beim Urnengang: Ich
wähle Roland Fürst.

LEO MEICHTRY,  DULLIKEN

Solothurner Freisinn, wohin?
Keine klare Meinung! Man will

nicht mehr kämpfen, für eine Sache an-
treten. Wenn schon kein valabler Kan-
didat, dann sollte man einen eigenen
portieren. Aber auch dafür ist er mut-
los. Experimente können auch gut kom-
men, siehe Regierungswahlen in Neu-
enburg oder Ständeratswahlen im Glar-
nerland. Und die Hornochsidee, man
solle den Roten unterstützen, dann
würden die Sozi später der FdP helfen?
Was soll das? Armer Freisinn! Für den
Kanton Solothurn gehört sich eine un-
geteilte bürgerliche Standesstimme.
Also wähle man das kleinste Übel der
beiden Möglichkeiten oder lege leer
ein. Aber absolut keine Stimme dem Za-
netti. Wer Rot wählt, gibt diesem das
Podium, um über den Freisinn herzu-
fallen, wie das der Alte schon prakti-
ziert hat. Ein echter Freisinniger wählt
nicht Rot und Schwarz!

GEORG ZELTNER,  NIEDERBUCHSITEN

Die Anti-Minarett-Initiative aus Lesersicht
Abstimmungen 29. November Die Meinungsbildung zu den Abstimmungsvorlagen ist noch nicht abgeschlossen
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